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11.	 30. Sitzung des Kreisausschusses Hof

Am Montag, den 8. April 2019, um 14.00 Uhr, findet im
Sitzungssaal des Landratsamtes Hof die 30. Sitzung 
des Kreisausschusses Hof statt.

Auf der Tagesordnung im öffentlichen Teil der Sitzung  
stehen folgende Punkte:

1.	 Vorstellung des Sicherheitsberichts 2018 für den 
Landkreis Hof

2.	 Neubau Grünes Zentrum Münchberg - Errichtung 
einer Linksabbiegespur

12.	 Öffentliche Rehwild-Hegeschauen für das Jagd-
jahr 2018/19

Öffentliche, für jedermann zugängliche Rehwild-Hege-
schauen finden für das Jagdjahr 2018/19 wie folgt statt:

1. 	Kreisgruppe Rehau/Selb 
	 (Hegegemeinschaft 7):
    	am Samstag, den 6. April 2019, um 14.00 Uhr,
    	in der Jahnturnhalle in Selb zusammen mit der Jäger-

schaft Selb.

2.	 Kreisgruppe Münchberg 
	 (Hegegemeinschaften 8 bis 10):
     	am Freitag, den 12. April 2019, um 19.00 Uhr,
    	im Geflügelzüchterheim in Mechlenreuth.

3.	 Kreisgruppe Naila
	 (Hegegemeinschaften 1 und 2):
     	am Samstag, den 13. April 2019, um 13.30 Uhr,
    	im Gasthaus Synderhauf in Döbra.

4.	 Kreisgruppe Hof
	 (Hegegemeinschaften 3 bis 6):
    	am Samstag, den 11. Mai 2019, um 14.00 Uhr,
   	 im Jägerheim der Jägerschaft Hof in Hof, Jägersruh. 
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13.	 Verordnung des Landratsamtes Hof über Beför-
derungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
für den Verkehr mit Taxen im Landkreis Hof (Ta-
xitarifordnung)

Auf Grund des § 51 Abs. 1 des Personenbeförderungsge-
setzes (PBefG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 8. August 
1990 (BGBl I, S. 1690), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20. Juli 2017 (BGBl I, S. 2808) und § 10 der Ver-
ordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von Rechts-
verordnungen (Delegationsverordnung - DelV) vom 28. 
Januar 2014 (GVBl S. 22), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 2. Oktober 2018 (GVBl S. 745) erlässt das 
Landratsamt Hof folgende 

Verordung:
§ 1

Geltungsbereich
1. 	Die in dieser Verordnung festgesetzten Beförderungs-

entgelte und Beförderungsbedingungen für den Ver-
kehr mit Taxen gelten für Taxiunternehmen mit dem 
Betriebssitz im Landkreis Hof. 

2. 	Das Pflichtfahrgebiet umfaßt das Gebiet des Landkrei-
ses Hof und der Stadt Hof.

3.	 Die jeweilige Betriebssitzgemeinde (in den durch die 
Ortstafeln gemäß § 42 Abs. 3 StVO gekennzeichneten 
Grenzen) bildet die Tarifzone I, das übrige Pflichtfahr-
gebiet die Tarifzone II.

§ 2
Beförderungsentgelte

1. 	Das Beförderungsentgelt setzt sich unabhängig von 
der Zahl der zu befördernden Personen zusammen 
aus

2. Fahrpreise

	

3. Bei Auftragsfahrten gelten die vorstehenden Preise 
entsprechend.

4. 	Wird ein Taxi ohne Benutzung aus der Bestellung ent-
lassen, so hat der Besteller den durch die Fahrt ent-
standenen Fahrpreis zu entrichten.

    	Wird in der anfahrtsfreien Zone ein bestelltes Taxi 
ohne Benutzung aus der Bestellung entlassen,  so hat 
der Besteller 6,00 € zu entrichten. 

§ 3
Begriffsbestimmungen

1. 	Anfahrten sind bestellte Leerfahrten zur Abholadres-
se.

2. 	Zielfahrten sind Fahrten, bei denen das Taxi vom Kun-
den am Ziel entlassen wird.

3. 	Rückfahrten sind Fahrten, die in Zone II ihr Ziel haben, 
die Fahrgäste aber wieder in oder in Richtung Zone I 
zurückfahren. 

4. 	Auftragsfahrten sind Fahrten ohne Personenbeförde-
rung zur Erledigung von Aufträgen und zur Beförde-
rung von Sachen. 

§ 4
Abweichende Fahrpreise

1.	 Von den in § 2 festgesetzten Tarifen abweichende Be-
förderungsentgelte (insbesondere zur Krankenbeför-
derung) sind nur mit Genehmigung des Landratsam-
tes Hof zulässig.

2.	 Bei Beförderungen über den Pflichtfahrbereich hinaus 
ist das Beförderungsentgelt für die gesamte Fahrt-
strecke vor Antritt der Fahrt mit dem Fahrgast frei zu 
vereinbaren. Kommt keine Vereinbarung zustande, 
gelten die für den Pflichtfahrbereich festgesetzten Be-
förderungsentgelte als vereinbart.

3.	 Für Nebenleistungen kann ein zusätzliches Entgelt 
vereinbart werden.

§ 5
Fahrpreisanzeiger

1. 	Fahrten sind im Pflichtfahrbereich ausschließlich mit 
eingeschaltetem Fahrpreisanzeiger durchzuführen, es 
sei denn, es handelt sich um Fahrten im Sinne des § 4 
Abs. 1.

2. 	Bei Störungen des Fahrpreisanzeigers ist der Fahr-
gast zu informieren und der Fahrpreis nach den zu-
rückgelegten Kilometern zu berechnen; dabei ist der 
Kilometerpreis der Tarifstufe 2 zugrunde zu legen. 

3.	 Wartezeiten bis zu fünf Minuten dürfen bei Störun-
gen des Fahrpreisanzeigers nicht berechnet werden. 
Übersteigt die Wartezeit fünf Minuten, so sind für die 
gesamte Wartezeit 0,55 € pro Minute zu berechnen. 

4. Störungen des Fahrpreisanzeigers sind unverzüglich 
zu beseitigen.

a)
b)
c)

d)

Grundpreis (Bestandteil des Mindestfahrpreises)
Mindestfahrpreis
Wartezeitpreis (Tarifstufe 1) (0,20 € / 21,82 s)   	
während der Ausführung des Beförderungsauftrages 
bei auftragsbedingten Standzeiten und bei verkehrsbe-
dingten Unterschreitung der Umschaltgeschwindigkeit.
(Diese beträgt bis 3 Kilometer 14,3 km/h, für eine Fahr-
strecke zwischen 3 Kilometern und 10 Kilometern 20,6 
km/h und bei einer Fahrstrecke über 10 km 23,6 km/h.)
Kilometerpreis (Tarifstufe 2)
bis drei Kilometer	 (0,20 € je 87,0 m)
über drei Kilometer bis zehn 	 (0,20 € je 125,0 m)
Kilometer
über zehn Kilometer	 (0,20 € je 142,9 m)         

4,20 €
4,40 €

33,00 €

2,30 €
1,60 €

1,40 €
Kilometerpreis (Buchstabe d) und Wartezeitpreis (Buchstabe c) wer-
den nach Schalteinheiten von je 0,20 € berechnet.

a)
b)
c)
d)

Anfahrt in Zone I                                                                               
Anfahrt in Zone II ab Zonengrenze I
Zielfahrten in Zone I und Zone II
Zielfahrten aus der Zone II in Richtung Zone I nach 
Anfahrten sowie bei Rückfahrten derselben Fahrgäste 
von Zielen in der Zone II zu Zielen in der Zone I oder in 
Richtung Zone I
in der Zone I
in der Zone II

frei
Tarifstufe 2
Tarifstufe 2

Tarifstufe 1
Tarifstufe 2

9
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§ 6
Abrechnung und Zahlungsweise

1. 	Für Fahrten innerhalb und außerhalb des Pflichtfahr-
bereiches kann eine Vorauszahlung in Höhe  des vor-
aussichtlichen Fahrpreises verlangt werden.

2. Der Fahrer muß während des Dienstes stets einen 
Betrag von bis zu 50,00 € wechseln können. Fahrten 
zum Zweck des Geldwechselns gehen zu Lasten des 
Fahrers. 

3. 	Dem Fahrgast ist auf Verlangen eine Quittung über 
das Beförderungsentgelt mit Angabe der  Fahrtstrecke 
und der Ordnungsnummer sowie des Namens des 
Unternehmers und der Betriebssitzadresse auszustel-
len. 

§ 7
Beförderungspflicht

1. 	Ein Anspruch auf Beförderung besteht nur innerhalb 
des Pflichtfahrbereiches.

2.	 Ein Anspruch auf die Durchführung von Auftragsfahr-
ten besteht nicht.

§ 8
Allgemeine Vorschriften

1. 	Sofern der Fahrgast nichts anderes bestimmt, hat der 
Fahrer den kürzesten Weg zum Fahrziel zu wählen, es 
sei denn, dass ein anderer Weg verkehrs- oder preis-
günstiger ist und mit dem Fahrgast vereinbart wird (§ 
38 BOKraft). 

2. 	Der Fahrer hat eine Fertigung dieser Verordnung mit-
zuführen. Den Fahrgästen ist auf Verlangen Einsicht 
zu gewähren (§ 10 BOKraft).

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

Nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 PBefG kann mit Geld-
buße bis zu zehntausend EURO belegt werden, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig als Taxifahrer

1. 	andere als die in § 2 oder § 4 festgesetzten Beför-
derungsentgelte verlangt oder den Fahrpreisanzeiger 
nicht richtig betätigt,

2. 	entgegen § 5 Abs. 1 den Fahrpreisanzeiger nicht ein-
schaltet,

3. 	entgegen § 5 Abs. 3 Wartezeiten bei Störungen des 
Fahrpreisanzeigers berechnet,

4. 	entgegen § 6 Abs. 2 Fahrten zum Zwecke des Geld-
wechselns bis 50,00 € zu Lasten des Fahrgastes aus-
führt,

5. 	entgegen § 6 Abs. 3 auf Verlangen des Fahrgastes 
keine Quittung mit den vorgeschriebenen Angaben 
ausstellt,

6. 	entgegen § 7 Abs. 1 der Beförderungspflicht zuwider-
handelt,

7. entgegen § 8 Abs. 1 nicht den kürzesten Weg zum 
Fahrtziel wählt,

8. entgegen § 8 Abs. 2 diese Verordnung nicht mitführt 
oder auf Verlangen nicht vorlegt.

§ 10
In-Kraft-Treten

1. Diese Verordnung tritt am 01.05.2019 in Kraft.

2. Gleichzeitig tritt die Taxitarifordnung des Landratsam-
tes Hof vom 15.12.2014 (Amtsblatt des Landkreises 
Hof, Nr. 24/2014 vom 23.12.2014) außer Kraft.

Hof, den 15.03.2019

Landratsamt Hof

D r .  O l i v e r  B ä r
Landrat 

14.	 Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Gemeinde Gattendorf 
und der Stadt Hof für das Haushaltsjahr 2019

Auf Grund von § 21 der Verbandssatzung und der Art. 40 
Abs. 1 Satz 1 und 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG - BayRS 2020-
6-1-I) i.V.m. Art. 63 ff der Bayerischen Gemeindeordnung 
(GO-BayRS 2020-1-1-I), erlässt der Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Gemeinde Gattendorf und der 
Stadt Hof folgende

Haushaltssatzung:
I.

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im	 Verwaltungshaushalt
	 in den Einnahmen und Ausgaben mit
	 570.560,00 Euro
und
im 	 Vermögenshaushalt
	 in den Einnahmen und Ausgaben mit
	 223.510,00 Euro
ab.

§ 2
Kredite zur Finanzierung im Vermögenshaushalt werden 
nicht in Anspruch genommen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt.
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§ 4
Eine Betriebskostenumlage und eine Investitionsumlage 
werden nicht erhoben.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
90.000,00 Euro festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

II.
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushalts-
satzung öffentlich zugänglich gemacht. Die Haushaltssat-
zung samt ihren Anlagen wird hierzu für die Dauer ihrer 
Gültigkeit in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung der Gemeinde Gattendorf und 
der Stadt Hof, Kirchstraße 24, 95185 Gattendorf, zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten.

Gattendorf, den 06.03.2019

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Gemeinde Gattendorf und der Stadt Hof

A l f r e d  K a i s e r
Zweckverbandsvorsitzender

15.	 Haushaltssatzung der Verwaltungsgemeinschaft 
Sparneck, Landkreis Hof, für das Haushaltsjahr 
2019

Auf Grund der Art. 8 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2 VGemO, Art. 40 
und 41 KommZG sowie der Art. 63 ff der Gemeindeord-
nung (GO) hat die Verwaltungsgemeinschaft Sparneck 
folgende Haushaltssatzung erlassen, die hiermit gemäß 
Art. 10 Abs. 1 VGemO i.V.m. Art. 65 Abs. 3 Satz 1 GO 
amtlich bekannt gemacht wird:

I.
§ 1

der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird

im	 Verwaltungshaushalt
	 in den Einnahmen und Ausgaben mit
	 763.551,00 Euro
und
im 	 Vermögenshaushalt
	 in den Einnahmen und Ausgaben mit
	 29.717,00 Euro
festgesetzt.

§ 2
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt werden nicht aufgenommen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt.

§ 4
(1)  Verwaltungsumlage

1. 	Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte 
Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von 
Ausgaben im  Verwaltungshaushalt  wird für das 
Haushaltsjahr 2019 auf 655.934,00 Euro festge-
setzt und nach dem Verhältnis der Einwohnerzahl 
der Mitgliedsgemeinden bemessen.

2. 	Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird 
die maßgebende Einwohnerzahl nach dem Stand 
vom 30. Juni 2018 auf 2.759 Einwohner festge-
setzt.

3.	 Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf 
237,743385 Euro festgesetzt.

(2)  Investitionsumlage
Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
25.000,00 Euro festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2019 in 
Kraft.

II.
Die Haushaltssatzung 2019 enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile.

III.
Gemäß Art. 10 Abs. 1 VGemO  i.V.m. 65 Abs. 3 GO wer-
den die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2019 
samt Anlagen vom Tage nach der Veröffentlichung im 
Amtsblatt des Landkreises Hof in der Geschäftsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft Sparneck, Zimmer 12, öffent-
lich aufgelegt und können dort bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung während der 
allgemeinen Geschäftszeiten eingesehen werden.

Sparneck, den 13.03.2019

Verwaltungsgemeinschaft Sparneck

D r .  R e i n h a r d t  S c h m a l z
Gemeinschaftsvorsitzender
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16. 	 Satzung für die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung des Zweckverbandes zur Wasser-
versorgung der Ahornberger Gruppe (Wasserab-
gabesatzung – WAS)

Vom 25. Februar 2019

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nm. 1 und 2, so-
wie Abs. 2 bis Abs. 4 der Gemeindeordnung (GO) erlässt 
der Zweckverband zur Wasserversorgung der Ahomber-
ger Gruppe folgende Satzung:

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1)	 Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Ahom-
berger Gruppe betreibt eine öffentliche Einrichtung 
zur Wasserversorgung für das Gebiet

1.	 der Gemeindeteile Ahornberg, Modlitz, Reuth-
las, Weißlenreuth und Wölbersbach samt den 
dazugehörigen Einöden Helmbrechtser Stra-
ße 29, Erbweg 12, Gottschalk 1, Reuthlas 17, 
Weißlenreuth 32 und des Weilers Neuberg, be-
stehend aus den Anwesen Almbranzer Straße 
15 bis 18, 21, 22, 24, 27 und 28 sowie der Ein-
öden Almbranzer Straße 20, Birkenhof 1 und Im 
Grund 1 der Gemeinde Konradsreuth,

2.	 der Gemeindeteile Almbranz, Edlendorf, Gün-
thersdorf, Steinmühle und des Weilers Absang 
sowie der Einöden Almbranz Hausnummern 26 
und 28 und Jägersruh 1 der Stadt Helmbrechts,

3.	 des Gemeindeteiles Schotteneinzel mit den An-
wesen Hausnummern 23, 27 und 31 der Stadt 
Münchberg,

4.	 der Gemeindeteile Adlanz, Loh und Pinzig der 
Stadt Schauenstein.

(2)	 Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrich-
tung bestimmt der Zweckverband.

(3)	 Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch 
die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der 
Grundstücksanschlüsse, soweit nichts Abweichen-
des vereinbart ist.

§ 2
Grundstücksbegriff  

- Grundstückseigentümer
(1)	 Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räum-

lich zusammenhängende und einem gemeinsamen 
Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentü-
mers, das eine selbstständige wirtschaftliche Einheit 
bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke 
oder Teile von Grundstücken im Sinne des Grund-
buchrechts handelt. Rechtlich verbindliche planeri-
sche Festlegungen sind zu berücksichtigen.

(2)	 Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstücks-
eigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte oder 
ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Be-

	 rechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist 
jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Ge-
samtschuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Be-
griffe folgende Bedeutung:

Fernleitungen

Versorgungslei-
tungen

Grundstücksan-
schlüsse 
(= Hausanschlüs-
se)

Gemeinsame 
Grundstücksan-
schlüsse
(= verzweigte 
Hausanschlüsse)

Anschlussvorrich-
tung

Eingangsventil
(erste Hauptab-
sperrvorrichtung)

Ausgangsventil

Übergabestelle

Wasserzähler

sind die Wasserleitungen außer-
halb des Wasserversorgungsgebie-
tes sowie außerhalb der bebauten 
und bebaubaren Ortsteile im Ver-
sorgungsgebiet, von denen keine 
Grundstücksanschlüsse abzweigen 
dürfen.

sind die Wasserleitungen im Wasser-
versorgungsgebiet, von denen die 
Grundstücksanschlüsse abzweigen.

sind die Wasserleitungen von der Ab-
zweigstelle der Versorgungsleitung 
bis zur Übergabestelle; sie beginnen 
mit der Anschlussvorrichtung und en-
den mit dem Ausgangsventil.

sind Hausanschlussleitungen, die 
über Privatgrundstücke (z.B. Privat-
wege) verlaufen und mehr als ein 
Grundstück mit der Versorgungslei-
tung in der öffentlichen Straße ver-
binden.

ist die Vorrichtung zur Wasserentnah-
me aus der Versorgungsleitung, um-
fassend Anbohrschelle mit integ-
rierter oder zusätzlicher Absperrar-
matur oder Abzweig mit Absperr-
armatur samt den dazugehörigen 
technischen Einrichtungen.

ist die erste Armatur auf dem Grund-
stück, mit der die gesamte nachfol-
gende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt 
werden kann.

ist die erste Armatur hinter dem Was-
serzähler.

ist das Ende des Grundstücksan-
schlusses hinter dem Ausgangsventil 
im Grundstück / Gebäude.

sind Messgeräte zur Erfassung des 
durchgeflossenen Wasservolumens.
Absperrventile und Wasserzählerbü-
gel sind nicht Bestandteil der Was-
serzähler.
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§ 4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1)	 Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass 
sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes 
oder gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßga-
be dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrich-
tung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird.

(2)	 Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich 
nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versor-
gungsleitung erschlossen werden. Der Grundstücks-
eigentümer kann unbeschadet weiter gehender 
bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht 
verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung her-
gestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung 
geändert wird. Welche Grundstücke durch die Ver-
sorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der 
Zweckverband. Rohwasser- und Fernwasserleitun-
gen stellen keine zum Anschluss berechtigten Ver-
sorgungsleitungen dar.

(3)	 Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grund-
stücks an eine bestehende Versorgungsleitung ver-
sagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage 
des Grundstücks oder aus sonstigen technischen 
oder betrieblichen Gründen des Zweckverbandes 
erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstücks-
eigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem 
Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf 
Verlangen Sicherheit.

(4)	 Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwasser-
zwecke und den Betrieb von Wärmepumpen. Der 
Zweckverband kann ferner das Anschluss- und Be-
nutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschlie-
ßen oder einschränken, soweit nicht die Bereitstel-
lung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich 
ist. Das gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser.

§ 5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1)	 Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflich-
tet, die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht 
wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrich-
tung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein An-
schlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

(2)	 Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasser-
versorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der 
gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benut-
zungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrich-
tung zu decken (Benutzungszwang). Gesammeltes 
Niederschlagswasser darf ordnungsgemäß für Zwe-

	 cke der Gartenbewässerung, zur Toilettenspülung 
und zum Wäschewaschen verwendet werden, soweit 
nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. § 
7 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. Verpflichtet 
sind die Grundstückseigentümer und alle Benut-
zer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen des 
Zweckverbandes die dafür erforderliche Überwa-
chung zu dulden.

(3)	 Vom Benutzungszwang ist der Bezug von Wasser für 
die Gartenbewässerung ausgenommen. Vom Benut-
zungszwang ist ferner der Bezug von Betriebswasser 
ausgenommen, soweit es keine Trinkwasserqualität 
besitzen muss (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 1); dies gilt nicht, 
wenn der überwiegende Betriebswasserbedarf ohne 
Trinkwasserqualität aus einer Eigengewinnungsanla-
ge gedeckt wird und die Deckung des erforderlichen 
Restwasserbedarfs in Trinkwasserqualität für den 
Zweckverband unwirtschaftlich ist oder trinkwas-
serhygienische Probleme erwarten lässt.

§ 6
Befreiung vom Anschluss-  

oder Benutzungszwang
(1)	 Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Be-

nutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, 
wenn der Anschluss oder die Benutzung aus beson-
deren Gründen auch unter Berücksichtigung der Er-
fordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich beim Zweckverband einzureichen.

(2)	 Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, 
Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Beschränkung der Benutzungspflicht

(1) 	 Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf 
einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf 
beschränkt, soweit das für die öffentliche Wasserver-
sorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesund-
heit entgegenstehen. Gründe der Volksgesundheit 
stehen einer Beschränkung der Benutzungspflicht 
insbesondere entgegen, wenn für den jeweiligen Ver-
brauchszweck oder Teilbedarf im Sinne von Satz 1 
Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von 
Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit 
solchem Wasser nur durch die Benutzung der öffent-
lichen Wasserversorgung gewährleistet wird.

(2)	 § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende 
Anwendung.

(3)	 Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrie-
unternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vor-
haltung von Löschwasser.

(4)	 Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigen-
gewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer 
dem Zweckverband hierüber Mitteilung zu machen; 
dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem  
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung 

	

Anlagen des 
Grundstücksei-
gentümers 
(= Verbrauchslei-
tungen)

sind die Gesamtheit der Anlagenteile 
in Grundstücken oder in Gebäuden 
hinter der Übergabestelle; als solche 
gelten auch Eigengewinnungsanla-
gen, wenn sie sich nicht ganz oder 
teilweise im gleichen Gebäude befin-
den.
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	 weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeigne-
te Maßnahmen sicherzustellen, dass von seiner Ei-
gengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in das 
öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. Bei 
einer Nachspeisung von Trinkwasser aus der öffent-
lichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigen-
gewinnungsanlage ist ein freier Auslauf (Luftbrücke) 
der Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffangbe-
cken bzw. an sonstigen Stellen (z.B. Spülkasten) er-
forderlich.

§ 8
Sondervereinbarungen

(1)	 Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss 
berechtigt oder verpflichtet, so kann der Zweckver-
band durch Vereinbarung ein besonderes Benut-
zungsverhältnis begründen.

(2)	 Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestim-
mungen dieser Satzung und der Beitrags- und Ge-
bührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist.

§ 9
Grundstücksanschluss

(1)	 Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckverband 
hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, er-
neuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Er muss 
zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein.

(2)	 Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennwei-
te und Führung der Grundstücksanschlüsse so-
wie deren Änderung. Er bestimmt auch, wo und an 
welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. Der 
Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; seine 
berechtigten Interessen sind nach Möglichkeit zu 
wahren. Soll der Grundstücksanschluss auf Wunsch 
des Grundstückseigentümers nachträglich geändert 
werden, so kann der Zweckverband verlangen, dass 
die näheren Einzelheiten einschließlich der Kosten-
tragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung 
geregelt werden.

(3)	 Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Vor-
aussetzungen für die sichere Errichtung des Grund-
stücksanschlusses zu schaffen. Der Zweckverband 
kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist set-
zen. Der Grundstückseigentümer darf keine Einwir-
kungen auf den Grundstücksanschluss vornehmen 
oder vornehmen lassen.

(4)	 Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 
jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitungen so-
wie sonstige Störungen unverzüglich dem Zweckver-
band mitzuteilen.

§ 10
Anlage des Grundstückseigentümers

(1)	 Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die 
ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Ände-
rung und Unterhaltung der Anlage von der Übergabe-

	 stelle ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sor-
gen. Hat er die Anlage oder Teile davon einem ande-
ren vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, 
so ist er neben dem anderen verpflichtet.

(2)	 Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften 
dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder be-
hördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkann-
ten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert 
und unterhalten werden. Anlage und Verbrauchs-

	 einrichtungen müssen so beschaffen sein, dass Stö-
rungen anderer Abnehmer oder der öffentlichen Ver-
sorgungseinrichtungen sowie Rückwirkungen auf die 
Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der 
Anschluss wasserverbrauchender Einrichtungen jeg-
licher Art geschieht auf Gefahr des Grundstücksei-
gentümers.

(3)	 Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befin-
den, können plombiert werden. Ebenso können An-
lagenteile, die zur Anlage des Grundstückseigentü-
mers gehören, unter Plombenverschluss genommen 
werden, um eine einwandfreie Messung zu gewähr-
leisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der An-
lage ist nach den Angaben des Zweckverbandes zu 
veranlassen.

§ 11
Zulassung und Inbetriebsetzung der
Anlage des Grundstückseigentümers

(1)	 Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers her-
gestellt oder wesentlich geändert wird, sind dem 
Zweckverband folgende Unterlagen in doppelter Fer-
tigung einzureichen:

a)	 eine Beschreibung der geplanten Anlage des 
Grundstückseigentümers und ein Lageplan,

b)	 der Name des Unternehmers, der die Anlage er-
richten soll,

c)	 Angaben über eine etwaige Eigenversorgung,
d)	 im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur 

Übernahme der Mehrkosten.

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim 
Zweckverband aufliegenden Mustern zu entspre-
chen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und 
den Planfertigern zu unterschreiben.

(2)	 Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten An-
lagen den Bestimmungen dieser Satzung entspre-
chen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband 
schriftlich seine Zustimmung und gibt eine Fertigung 
der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsver-
merk zurück. Stimmt der Zweckverband nicht zu, 
setzt er dem Bauherrn unter Angabe der Mängel eine 
angemessene Frist zur Berichtigung. Die geänderten 
Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zu-
stimmung und die Überprüfung befreien den Grund-
stückseigentümer, den Bauherrn, den ausführenden 
Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Ver-
antwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlagen.
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(3)	 Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftli-
cher Zustimmung des Zweckverbandes begonnen 
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßen-, bau- und wasserrecht-
lichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung 
unberührt.

(4)	 Die Errichtung der Anlage und wesentliche Verän-
derungen dürfen nur durch den Zweckverband oder 
durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in 
ein Installateurverzeichnis des Zweckverbandes oder 
eines anderen Wasserversorgungsunternehmens 
eingetragen ist. Der Zweckverband ist berechtigt, 
die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Leitun-
gen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlos-
sen sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des 
Zweckverbandes verdeckt werden; andernfalls sind 
sie auf Anordnung des Zweckverbandes freizulegen.

(5)	 Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebset-
zung der Anlagen beim Zweckverband über das 
Installationsunternehmen zu beantragen. Der An-
schluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die 
Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweckverband 
oder seiner Beauftragten.

(6)	 Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der 
Zweckverband Ausnahmen zulassen.

§ 12
Überprüfung der Anlage 

des Grundstückseigentümers
(1)	 Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des 

Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbe-
triebnahme zu überprüfen. Er hat auf erkannte Si-
cherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann 
deren Beseitigung verlangen.

(2)	 Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit 
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten las-
sen, so ist der Zweckverband berechtigt, den An-
schluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Ge-
fahr für Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet.

(3)	 Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprü-
fung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das 
Verteilungsnetz übernimmt der Zweckverband keine 
Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festge-
stellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstel-
len.

§ 13
Abnehmerpflichten, Haftung

(1)	 Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 
den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf 
Verlangen auszuweisen haben, zu angemessener 
Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasserversorgung 
dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies 
zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen 
der Wasserzähler und zur Prüfung, ob die Vorschrif-
ten dieser Satzung und die vom Zweckverband auf-
erlegten Bedingungen und Auflagen erfüllt werden, 

	 erforderlich ist. Zur Überwachung der satzungsmä-
ßigen und gesetzlichen Pflichten sind die mit dem 
Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen des 
Zweckverbandes berechtigt, zu angemessener Ta-
geszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtun-
gen, Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen 
Umfang zu betreten. Der Grundstückseigentümer, 
ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, werden da-
von nach Möglichkeit vorher verständigt.

(2)	 Die Grundstückseigentümer und die Benutzer sind 
verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der 
Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie 
haben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchsein-
richtungen vor Inbetriebnahme dem Zweckverband 
mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende 
Leistung wesentlich erhöht.

(3)	 Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haf-
ten dem Zweckverband für von ihnen verschuldete 
Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach 
dieser Satzung zurückzuführen sind.

§ 14
Grundstücksbenutzung

(1)	 Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und 
Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versor-
gungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn 
und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Was-
serversorgung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft 
nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung an-
geschlossen oder anzuschließen sind, die vom Ei-
gentümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorge-
sehenen Grundstück genutzt werden oder für die die 
Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaft-
lich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit 
die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentü-
mer in unzumutbarer Weise belasten würde.

(2)	 Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art 
und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme 
seines Grundstücks zu benachrichtigen.

(3)	 Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der 
Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, so-
weit die Einrichtungen nicht ausschließlich der Ver-
sorgung des Grundstücks dienen.

(4)	 Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 ein-
gestellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
nach Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der 
Einrichtungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre 
unentgeltlich zu belassen, sofern dies nicht unzumut-
bar ist.

(5)	 Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Ver-
kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstü-
cke, die durch Planfeststellung für den Bau von 
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	 öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen be-
stimmt sind.

§ 15
Art und Umfang der Versorgung

(1)	 Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der 
Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt 
zur Verfügung. Er liefert das Wasser als Trinkwasser 
unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in 
dem betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebie-
tes üblich sind, entsprechend den jeweils geltenden 
Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der 
Technik.

(2)	 Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit 
und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetz-
lichen und behördlichen Bestimmungen sowie der 
anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern 
dies aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen 
zwingend erforderlich ist. Der Zweckverband wird 
eine dauernde wesentliche Änderung den Wasser-
abnehmern nach Möglichkeit mindestens zwei Mo-
nate vor der Umstellung schriftlich bekannt geben 
und die Belange der Anschlussnehmer möglichst 
berücksichtigen. Die Grundstückseigentümer sind 
verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene Kosten den ge-
änderten Verhältnissen anzupassen.

(3)	 Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen 
ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am 
Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt 
nicht, soweit und solange der Zweckverband durch 
höhere Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wasser-
mangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche 
Umstände, deren Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, 
an der Wasserversorgung gehindert ist. Der Zweck-
verband kann die Belieferung ablehnen, mengenmä-
ßig und zeitlich beschränken oder unter Auflagen und 
Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung 
des Anschluss- und Benutzungsrechtes der anderen 
Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckverband darf 
ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnot-
wendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit möglich, gibt 
der Zweckverband Absperrungen der Wasserleitung 
vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die Abneh-
mer über Umfang und voraussichtliche Dauer der 
Unterbrechung.

(4)	 Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigen-
bedarfs für die angeschlossenen Grundstücke ge-
liefert. Die Überleitung von Wasser in ein anderes 
Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung 
des Zweckverbandes; die Zustimmung wird erteilt, 
wenn nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche 
Gründe entgegenstehen.

(5)	 Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der 
Wasserlieferung und für Änderungen des Druckes 
oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch 
höhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige tech-
nische oder wirtschaftliche Umstände, die der 
Zweckverband nicht abwenden kann, oder aufgrund 
behördlicher Verfügungen veranlasst sind, steht dem 

	 Grundstückseigentümer kein Anspruch auf Minde-
rung verbrauchsunabhängiger Gebühren zu.

§ 16
Anschlüsse und Benutzung der 

Wasserleitung für Feuerlöschzwecke
(1)	 Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschan-

schlüsse eingerichtet werden, so sind über die nä-
heren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung 
besondere Vereinbarungen zwischen dem Grund-
stückseigentümer und dem Zweckverband zu treffen.

(2)	 Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Was-
serzählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die 
Feuerwehr benutzbar sein.

(3)	 Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr 
droht, sind die Anordnungen des Zweckverbandes, 
der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbe-
sondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen 
und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlö-
schen zur Verfügung zu stellen. Ohne zwingenden 
Grund dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser ent-
nehmen.

(4)	 Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, 
Versorgungsleitungen und Grundstücksanschlüsse 
vorübergehend abzusperren. Dem von der Absper-
rung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein 
Entschädigungsanspruch zu.

§ 17
Wasserabgabe für vorübergehende  

Zwecke, Wasserabgabe aus  
öffentlichen Entnahmestellen

(1)	 Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwas-
ser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist 
rechtzeitig beim Zweckverband zu beantragen. Muss 
das Wasser von einem anderen Grundstück bezo-
gen werden, so ist die schriftliche Zustimmung des 
Grundstückseigentümers beizubringen. Über die Art 
der Wasserabgabe entscheidet der Zweckverband; 
er legt die weiteren Bedingungen für den Wasserbe-
zug fest.

(2)	 Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum 
Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehen-
den Zwecken entnommen werden soll, so stellt der 
Zweckverband auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. 
Absperrvorrichtung und Standrohr zur Verfügung und 
setzt die Bedingungen für die Benutzung fest.

§ 18
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1)	 Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haf-
tet der Zweckverband aus dem Benutzungsverhält-
nis oder aus unerlaubter Handlung im Falle

1.	 der Tötung oder Verletzung des Körpers oder 
der Gesundheit des Grundstückseigentümers, 
es sei denn, dass der Schaden vom Zweckver-
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	 band oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungs-
gehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verur-
sacht worden ist,

2.	 der Beschädigung einer Sache, es sei denn, 
dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit des Zweckverban-
des oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungsge-
hilfen verursacht worden ist,

3.	 eines Vermögensschadens, es sei denn, dass 
dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten 
Organs des Zweckverbandes verursacht wor-
den ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln 
von Verrichtungsgehilfen  anzuwenden.

(2)	 Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grund-
stückseigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen 
des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband 
für Schäden, die diesen durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten 
in der Belieferung entstehen, wie einem  Grund-
stückseigentümer.

(3)	 Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von 
Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese 
gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen 
aus unerlaubter Handlung geltend machen. Der 
Zweckverband ist verpflichtet, den Grundstücks-
eigentümern auf Verlangen über die mit der Scha-
densverursachung durch ein drittes Unternehmen 
zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft 
zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in 
zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und 
ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadenser-
satzes erforderlich ist.

(4)	 Die Ersatzpflicht  entfällt für Schäden  unter fünfzehn  
Euro.

(5)	 Schäden  sind dem  Zweckverband  unverzüglich 
mitzuteilen.

§ 19
Wasserzähler

(1)	 Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverban-
des. Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwa-
chung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung 
der Wasserzähler sind Aufgabe des Zweckverban-
des; er bestimmt auch Art, Zahl und Größe der Was-
serzähler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Auf-
stellung hat der Zweckverband so zu verfahren, dass 
eine einwandfreie Messung gewährleistet ist; er hat 
den Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und 
seine berechtigten Interessen zu wahren.

(2)	 Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu ver-
legen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. Der Zweckverband 
kann die Verlegung davon abhängig machen, dass 

	 der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die 
Kosten zu übernehmen.

(3)	 Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhan-
denkommen und die Beschädigung der Wasserzäh-
ler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den 
Verlust, Beschädigungen und Störungen dieser Ein-
richtungen dem Zweckverband unverzüglich mitzu-
teilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- 
und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen.

(4)	 Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten 
des Zweckverbandes möglichst in gleichen Zeitab-
ständen oder auf Verlangen des Zweckverbandes 
vom Grundstückseigentümer selbst abgelesen. Die-
ser hat dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht 
zugänglich sind.

(5)	 Der Zweckverband ist unter Beachtung der einschlä-
gigen datenschutzrechtlichen Vorschriften beim 
Betrieb seiner Wasserversorgungseinrichtung be-
rechtigt, elektronische Wasserzähler mit und ohne 
Funkmodul einzusetzen und zu betreiben. In einem 
elektronischen Wasserzähler dürfen nur Daten ge-
speichert und verarbeitet werden, die zur Erfüllung 
der Pflichtaufgabe der Wasserversorgung und zur 
Gewährleistung der Betriebssicherheit und Hygiene 
der gesamten Wasserversorgungseinrichtung er-
forderlich sind. Die gespeicherten Daten dürfen nur 
ausgelesen und verwendet werden

1.     zur periodischen Abrechnung oder Zwischenab-
rechnung des Wasserverbrauchs und

2. 	 anlassbezogen, soweit dies im Einzelfall zur Ab-
wehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen 
Betrieb der Wasserversorgungseinrichtung und 
zur Aufklärung von Störungen im Wasserversor-
gungsnetz erforderlich ist.

Jahresverbrauchswerte dürfen ferner zur Berechnung 
und Festsetzung der Gebühren für die Benutzung einer 
Abwasserbeseitigungseinrichtung ausgelesen und ver-
wendet werden.

Soll ein Wasserzähler mit Funkmodul eingesetzt werden, 
weist der Zweckverband den Gebührenschuldner und 
den Eigentümer des versorgten Objekts spätestens drei 
Wochen vorher in einer verständlichen und von anderen 
Informationen getrennten Form darauf hin, dass sie oder 
ein berechtigter Nutzer dem Betrieb eines Wasserzäh-
lers unter Verwendung der Funkfunktion innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Zugang des Hin-
weises jeweils unabhängig voneinander schriftlich wider-
sprechen können. Übt einer der Berechtigten das Wi-
derspruchsrecht fristgerecht aus, darf ein elektronischer 
Wasserzähler nicht unter Verwendung der Funkfunktion 
betrieben werden.

Die Sätze 5 und 6 finden keine Anwendung, soweit in ei-
nem versorgten Objekt mehrere Einheiten einen gemein-
samen Wasserzähler haben.

17



17

Vor dem schriftlichen Hinweis über die Möglichkeit der 
Ausübung des Widerspruchsrechts, insbesondere vor 
dem Einsatz und Betrieb der elektronischen Wasser-
zähler mit Funkmodul, sollen die Berechtigten über die 
Zielsetzung und die Vorteile der Verwendung dieser Was-
serzähler sowie über datenschutzrechtliche Belange in-
formiert werden.

§ 20
Messeinrichtungen an  

der Grundstücksgrenze
(1) 	 Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grund-

stückseigentümer auf eigene Kosten an der Grund-
stücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten 
Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank 
anbringt, wenn

1.	 das Grundstück unbebaut ist oder

2.	 die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücks-
anschlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang 
sind oder nur unter besonderen Erschwernissen 
verlegt werden können, oder

3.	 kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 
Wasserzählers vorhanden ist.

(2) 	 Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Ein-
richtungen in ordnungsgemäßem Zustand und jeder-
zeit zugänglich zu halten.

§ 21
Nachprüfung der Wasserzähler

(1)	 Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nach-
prüfung der Wasserzähler durch eine Eichbehörde 
oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne 
des § 40 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. 
Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf 
Prüfung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen 
vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2)	 Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf 
Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, 
wenn der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, 
die Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung 
die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht über-
schreitet.

§ 22
Änderungen;  Einstellung   

des Wasserbezugs
(1)	 Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem 

Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(2)	 Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung 
der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet 
ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasser-
versorgung vollständig einstellen, so hat er das min-
destens eine Woche vor dem Ende des Wasserbe-
zugs schriftlich dem Zweckverband zu melden.

(3)	 Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflich-
teter den Wasserbezug einstellen, hat er beim 

	 Zweckverband Befreiung nach § 6 zu beantragen.

§ 23
Einstellung der Wasserlieferung

(1)	 Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserliefe-
rung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn 
der Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser 
Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung be-
treffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Ein-
stellung erforderlich ist, um

1.	 eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 
Personen oder Anlagen abzuwenden,

2.	 den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, 
Beeinflussung oder vor Anbringung der Mess-
einrichtungen zu verhindern oder

3.	 zu gewährleisten, dass Störungen anderer Ab-
nehmer, störende Rückwirkungen auf Einrich-
tungen des Zweckverbandes oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind.

(2)	 Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mah-
nung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versor-
gung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. 
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grund-
stückseigentümer seinen Verpflichtungen nach-
kommt. Der Zweckverband kann mit der Mahnung 
zugleich die Einstellung der Versorgung  androhen.

(3)	 Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die Ein-
stellung entfallen sind.

§ 24
Ordnungswidrigkeiten

(1)	 Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis 
zu 2.500,00 € belegt werden, wer vorsätzlich

1.	 den Vorschriften  über den Anschluss-  und  Be-
nutzungszwang in §  5  zuwiderhandelt,

2.	 eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 
und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf 
gestützten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder 
Vorlagepflichten verletzt,

3.	 entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des 
Zweckverbandes mit den Installationsarbeiten 
beginnt,

4.	 gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 
Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschränkun-
gen oder Verbrauchsverbote verstößt.

(2)	 Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ord-
nungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt.
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§ 25
Anordnung für den  

Einzelfall, Zwangsmittel
(1)	 Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach die-

ser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen.

(2)	 Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorge-
schriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unter-
lassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Ver-
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§ 26
Übertragung von Rechten und Pflichten

Der Zweckverband kann die Rechte und Pflichten aus 
dieser Satzung ganz oder teilweise auf fachkundige Dritte 
übertragen.

§ 27
In-Kraft-Treten

(1)	 Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 
in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die Satzung für die öffentliche Was-
serversorgungseinrichtung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Ahornberger Gruppe (Was-
serabgabesatzung - WAS) vom  5. Dezember 2002, 
geändert mit Satzung vom 15. April 2016, außer 
Kraft.

Konradsreuth, den 25.02.2019

Zweckverband zur Wasserversorgung  
der Ahornberger Gruppe

M a t t h i a s  D ö h l a
Verbandsvorsitzender

17. 	 Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserab-
gabesatzung des Zweckverbandes zur Wasser-
versorgung der Altornberger Groppe (BGS-WAS)

Vom 25. Februar 2019

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) erlässt der Zweckverband zur Wasserver-
sorgung der Ahomberger Gruppe folgende Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung:

§ 1
Beitragserhebung

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Ahomber-
ger Gruppe erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die 
Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung für das 
Gebiet

1.	 der Gemeindeteile Ahornberg, Modlitz, Reuthlas, 
Weißlenreuth und Wölbersbach samt den dazugehö-
rigen Einöden Helmbrechtser Straße 29, Erbweg 12, 
Gottschalk 1, Reuthlas 17, Weißlenreuth 32 und des

	 Weilers Neuberg, bestehend aus den Anwesen Alm-
branzer Straße 15 bis  18, 21, 22, 24, 27 und 28 so-
wie der Einöden Almbranzer Straße 20, Birkenhof   1 
und Im Grund  1  der  Gemeinde Konradsreuth,

2.	 der Gemeindeteile Almbranz, Edlendorf, Günthers-
dorf, Steinmühle und des Weilers Absang sowie der 
Einöden  Almbranz  Hausnummern  26 und 28 und 
Jägersruh  1 der Stadt  Helmbrechts,

3.	 des Gemeindeteiles Schotteneinzel mit den Anwe-
sen Hausnummern 23, 27 und 31 der Stadt Münch-
berg,

4.	 der Gemeindeteile Adlanz, Loh und Pinzig der Stadt 
Schauenstein

einen Beitrag.

§ 2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird erhoben für
1.	 bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder 

gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach 
§ 4  WAS ein  Recht  zum  Anschluss  an die  Was-
serversorgungseinrichtung besteht

	 oder
2.	 tatsächlich angeschlossene Grundstücke.

§ 3
Entstehen der Beitragsschuld

(1)	 Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des 
Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die Bei-
tragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinne 
des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätzliche - 
Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme.

(2)	 Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und 
ist der Beitragstatbestand vor dem In-Kraft-Treten 
dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld 
erst mit In-Kraft-Treten dieser Satzung.

§ 4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens 
der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist.

§ 5
Beitragsmaßstab

(1)	 Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der 
Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berech-
net.

Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei 
Grundstücken von mindestens 3.000 m² Fläche 
(übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebieten

     - bei bebauten Grundstücken auf das dreifache der  
         beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens je-
         doch 3.000 m²,
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	 - bei unbebauten Grundstücken ebenfalls auf 3.000
  m²
begrenzt.

(2)	 Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der 
Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller 
werden mit der vollen Fläche herangezogen. Dach-
geschosse werden nur herangezogen, soweit sie 
ausgebaut sind.

	 Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach 
der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss 
an die Wasserversorgung auslösen oder die an die 
Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dür-
fen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für 
Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen 
Wasseranschluss haben. Balkone, Loggien und Ter-
rassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie 
über die Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3)	 Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nut-
zung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sons-
tigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken 
wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücks-
fläche in Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen 
die zulässige oder für die Beitragsbemessung maß-
gebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur 
gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeu-
tung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke im Sinne des Satzes 1, Alternative 1.

(4)	 Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträgli-
chen Änderung der für die Beitragsbemessung maß-
geblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil 
erhöht. Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere

im Falle der Vergrößerung eines Grundstücks für 
die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher 
noch keine Beiträge geleistet worden sind,

im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die 
zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im 
Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer 
Vervielfachung errechnende zusätzliche Grund-
stücksfläche,

im Falle der Nutzungsänderung eines bisher bei-
tragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinne 
des § 5 Absatz 2 Satz 4, soweit infolge der Nut-
zungsänderung die Voraussetzungen für die Bei-
tragsfreiheit entfallen.

(5)	 Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, 
für das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt wor-
den ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Ab-
zug der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschoss-
flächen und den nach Absatz 1 Satz 2 begrenzten 
Grundstücksflächen neu berechnet. Dieser Betrag ist 
nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein 
Weniger an Geschossflächen, so ist für die Berech-
nung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz 
abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag ent-
richtet worden ist.

(6)	 Bei einem Grundstück, für das ein Herstellungsbei-
trag, jedoch weder eine Kostenerstattung noch ein 
Beitragsanteil für den Grundstücksanschluss im öf-
fentlichen Straßengrund geleistet worden ist, wird im 
Falle einer nachträglichen Bebauung für die bereits 
veranlagten Grundstücks- und Geschossflächen ein 
zusätzlicher Beitrag entsprechend der in § 6 Abs. 3 
bestimmten Abstufung erhoben.

§ 6
Beitragssatz

(1)	 Der Beitrag beträgt
	 a)	 pro  m² Grundstücksfläche	 0,90 €
	 b)	 pro  m² Geschossfläche		 6,41 €.

(2)	 Bei einem Grundstück, für das der Aufwand für den 
Grundstücksanschluss im Sinne von § 3 WAS in vol-
lem Umfang getragen worden ist, beträgt der abge-
stufte Beitrag in den Fällen der Nacherhebung für 
zusätzliche Grundstücks- bzw. Geschossflächen

	 a)	 pro  m² Grundstücksfläche	 0,72 €
	 b)	 pro  m² Geschossfläche		 5,13 €.

(3)	 In den Nacherhebungsfällen einer nachträglichen 
Bebauung beträgt der zusätzliche Beitrag

	 a)	 pro  m² Grundstücksfläche	 0,14 €
	 b)	 pro  m² Geschossfläche		 0,96 €.

§ 7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides fällig.

§ 7a
Beitragsablösung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht 
abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach 
der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. Ein Rechtsan-
spruch auf Ablösung besteht nicht.

§ 8
Erstattung des Aufwandes  

für Grundstücksanschlüsse
(1)	 Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Ver-

besserung, Erneuerung, Veränderung, Stilllegung 
und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der 
Grundstücksanschlüsse im Sinne des § 3 WAS ist 
mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentli-
chen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücks-
anschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe 
zu erstatten.

(2)	 Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der 
jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeit-
punkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Ei-
gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter 
ist; mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erbbau-
berechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entspre-
chend.

	

-

-

-



20

(3)	 Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen 
abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich 
nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsan-
spruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht.

§ 9
Gebührenerhebung

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasser-
versorgungseinrichtung Grundgebühren (§ 9a)  und Ver-
brauchsgebühren (§ 10).

§ 9a
Grundgebühr

(1)	 Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss 
(Q³) der verwendeten Wasserzähler berechnet. Be-
finden sich auf einem Grundstück nicht nur vorüber-
gehend mehrere Hauptwasserzähler im Sinne des § 
19 WAS, so wird die Grundgebühr für jeden Haupt-
wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht 
eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, 
der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme 
messen zu können.

(2)	 Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von 
Wasserzählern mit Dauerdurchfluss
bis		    4	 m³/h	   90,00 € /Jahr,
bis		  10	 m³/h	   90,00 € /Jahr,
über	 10	 m³/h	 120,00 € /Jahr.

§ 10
Verbrauchsgebühr

(1)	 Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus 
der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen 
Wassers berechnet. Die Gebühr beträgt 1,85 € pro 
Kubikmeter entnommenen Wassers.

(2)	 Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasser-
zähler ermittelt. Er ist vom Zweckverband zu schät-
zen, wenn

1.	 ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder

2.	 der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Able-
sung nicht ermöglicht wird, oder

3.	 sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass der Wasserzähler den wirklichen Wasser-
verbrauch nicht angibt.

(3)	 Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweg-
licher Wasserzähler verwendet, so beträgt die Ge-
bühr 1,85 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers.

§ 11
Entstehen der Gebührenschuld

(1)	 Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserent-
nahme.

(2)	 Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der 
auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung

	 des Anschlusses folgt; der Zweckverband teilt dem 
Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im 
Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn 
eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der 
Jahresgrundgebührenschuld neu.

§ 12
Gebührenschuldner

(1)	 Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-
hens der Gebührenschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich berechtigt ist.

(2)	 Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf 
dem Grundstück  befindlichen  Betriebs.

(3)	 Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft.

(4)	 Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

(5)	 Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, 
die gegenüber den in den Absätzen 1 bis 4 genann-
ten Gebührenschuldnern festgesetzt worden ist, als 
öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. dem Erb-
baurecht (Art. 8 Abs. 8 i.V.m. Art. 5 Abs. 7 KAG).

§ 13
Abrechnung,  

Fälligkeit, Vorauszahlung
(1)	 Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Abrech-

nungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Grund- und die 
Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(2)	 Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November jeden Jahres Vor-

	 auszahlungen in Höhe eines Viertels des Jahres-
verbrauchs der Jahresabrechnung des Vorjahres zu 
leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so 
setzt der Zweckverband die Höhe der Vorauszahlun-
gen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches 
fest.

§ 14
Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Ge-
bühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweils gesetzli-
chen Höhe erhoben.

§ 15 
Pflichten der 

Beitrags- und Gebührenschuldner
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, 
dem Zweckverband für die Höhe der Abgabe maßgeb-
liche Veränderungen unverzüglich zu melden und über 
den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen auch 
unter Vorlage entsprechender Unterlagen-Auskunft zu er-
teilen.
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§ 16
In-Kraft-Treten

(1)	 Diese Satzung tritt mit  Wirkung  vom  1. Januar 2019 
in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Wasserabgabesatzung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Ahornberger Gruppe vom 27. 
Juni 2016 außer Kraft.

Konradsreuth, den 25.02.2019

Zweckverband zur Wasserversorgung  
der Ahornberger Gruppe

M a t t h i a s  D ö h l a
Verbandsvorsitzender

18.	 Bekanntmachung der Vereinbarung der Verwal-
tungsgemeinschaft Schauenstein und der Stadt 
Helmbrechts vom 14.03.2019 über die Übertra-
gung der Aufgaben des Standesamts ab dem 
01.07.2019

Die Verwaltungsgemeinschaft Schauenstein und die 
Stadt Helmbrechts haben am 14.03.2019 eine Vereinba-
rung über die Übertragung der Aufgaben des Standes-
amts Schauenstein auf das Standesamt der Stadt Helm-
brechts gemäß Art. 2 Abs. 2 des AGPStG geschlossen. 
Das Landratsamt Hof hat als Untere Aufsichtsbehörde 
der Übertragung zugestimmt.

Diese Vereinbarung wird ab 01.07.2019 wirksam.

Die Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Vereinbarung über die Übertragung der Aufgaben 
des Standesamtes (Art. 2 AGPStG)

Zwischen der Stadt Helmbrechts, vertreten durch den 
ersten Bürgermeister Stefan Pöhlmann 

und 
der Verwaltungsgemeinschaft Schauenstein, vertreten 
durch den Gemeinschaftsvorsitzenden Peter Geiser
wird folgende Vereinbarung geschlossen:

Präambel
Gemäß Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes (AGPStG) können die Aufga-
ben des Standesamts auf eine andere Gemeinde über-
tragen werden (sogenannte „große Übertragung“).

§ 1
Übertragung und Erfüllung der Aufgaben

(1)	 Auf Grund der Beschlüsse des Stadtrates der Stadt 
Helmbrechts vom 28.02.2019 und der Gemein-
schaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft 
Schauenstein vom 26.02.2019 werden die Aufgaben 
des Standesamtes in vollem Umfang auf die Stadt 
Helmbrechts übertragen (sogenannte „große Über-

	 tragung“ gemäß Art. 2 Abs. 2 Satz 1 AGPStG). 

	 Die Stadt Helmbrechts erfüllt ab 01.07.2019 die Auf-
gaben des Standesamts für die Verwaltungsgemein-
schaft Schauenstein.

(2)	 Davon unberührt bleibt gemäß Art. 2 Abs. 3 AGPStG 
i.V.m. § 2 Abs. 3 der Verordnung zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes (AVPStG) die Befugnis der 
Verwaltungsgemeinschaft Schauenstein, Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister ihrer Mitgliedsge-
meinden zu Standesbeamten für die Vornahme von 
Eheschließungen zu bestellen und die Befugnis die-
ser Standesbeamten zur Vornahme von Eheschlie-
ßungen in den von der Verwaltungsgemeinschaft 
Schauenstein hierzu gewidmeten Räumlichkeiten 
und Orten. Die Trauungen finden grundsätzlich am 
Sitz des Standesamts Helmbrechts statt. Auf Wunsch 
des Brautpaares können die Trauungen auch durch 
die für die Vornahme von Eheschließungen bestell-
ten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den je-
weils von der Gemeinde hierfür gewidmeten Räum-
lichkeiten vorgenommen werden. Bei Verhinderung 
der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters wird 
diese bzw. dieser bei einer bereits in der Gemein-
de terminierten Eheschließung nach Absprache von 
einer Standesbeamtin bzw. einem Standesbeamten 
des Standesamts Helmbrechts vertreten.

(3)	 Die Stadt Helmbrechts beantragt bei der AKDB alle 
notwendigen Änderungen bzw. Erweiterungen in Be-
zug auf die Führung der elektronischen Personen-
standsregister.

§ 2
Gebühreneinnahmen, Standesamtsumlage

(1)	 Die Gebühreneinnahmen für die Personenstands-
fälle aus dem Gebiet der Verwaltungsgemeinschaft 
Schauenstein stehen der Stadt Helmbrechts zu. 

(2)	 Die Standesamtsumlage beträgt jährlich 2,55 € je 
Einwohner. Zugrunde gelegt wird die Einwohner-
zahl nach dem vom Landesamt für Statistik und Da-
tenverarbeitung mitgeteilten Stand vom 30.06. des 
Vorjahres. Die Umlage ist auf Anforderung in voller 
Höhe am 01.07. eines jeden Jahres für das laufende 
Kalenderjahr zur Zahlung fällig. Für die Folgejahre 
erstmals am 01.07.2020. Damit sind sämtliche Ver-
waltungs- und Personalkosten abgegolten. Die Um-
lage erhöht sich jeweils um den %-Satz der Tarifer-
höhung im öffentlichen Dienst nach dem TVöD. Die 
Erhöhung gilt jeweils ab dem 01.01. des auf die Ta-
riferhöhung folgenden Jahres. Diese Regelung der 
Standesamtsumlage gilt drei Jahre bis 31.12.2021. 
Die Geltungsdauer verlängert sich automatisch um 
jeweils fünf Jahre, wenn die Umlage nicht spätes-
tens sechs Monate vor Ende der Geltungsdauer von 
einer Partei gekündigt wird. 

(3)	 Abweichend beträgt für das Jahr 2019 die Standes-
amtsumlage 50% des nach Abs. 2 zu errechnenden 
Betrages. Die Fälligkeit der Standesamtsumlage 
2019 wird auf den 01.10.2019 festgelegt.
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(4)	 Falls neue gesetzliche Regelungen nach dem 
31.12.2021 zu einer Aufgaben- oder Kostenmehrung 
führen, deren Finanzierung durch die aktuelle Stan-
desamtsumlage nicht gedeckt werden kann, ist die 
Stadt Helmbrechts außerordentlich berechtigt, mit 
der Verwaltungsgemeinschaft neu über die Höhe der 
Standesamtsumlage zu verhandeln.

(5)	 Die Verwaltungsgemeinschaft Schauenstein kann 
verlangen, dass ihr im Falle einer Neuverhandlung 
der Standesamtsumlage aussagekräftige und nach-
vollziehbare Berechnungen der Ausgaben und Ein-
nahmen zur Verfügung gestellt werden.

§ 3
Geltungsdauer der Vereinbarung

(1)	 Diese Vereinbarung tritt am 01.07.2019 in Kraft.

(2)	 Diese Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit. Eine 
einseitige ordentliche Kündigung ist aufgrund der 
gesetzlichen Bestimmungen unzulässig. 

(3)	 Gemäß Art. 2 Abs. 4 Satz 1 AGPStG kann die Über-
tragung der Aufgaben mit Beschlüssen einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder des Stadtrates der Stadt Helmbrechts und 
der Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungs-
gemeinschaft Schauenstein aufgehoben werden. 
Für die Kündigung wird eine Frist von neun Monaten 
jeweils zum 01.04. oder 01.10. festgesetzt. Gegen 
den Willen der oder einer der beteiligten kommu-
nalen Gebietskörperschaften kann die Übertragung 
aufgehoben werden, wenn dringende Gründe des 
öffentlichen Wohls vorliegen (Art. 2 Abs. 4 Satz 2 
AGPStG).

§ 4
Standesamtliche Unterlagen 

(1)	 Die noch fortzuführenden Unterlagen des Standes-
amtes Schauenstein, insbesondere die Ehe-, Le-
benspartnerschafts-, Geburten- und Sterberegister, 
die Familienbücher und alle dazugehörigen Sam-
melakten und Namensverzeichnisse sind an das 
Standesamt der Stadt Helmbrechts zu übergeben. 
Zu den Unterlagen des Standesamtes gehören auch 
die Beurkundungen der Kirchenaustritte. Hierbei ist 
darauf zu achten, dass alle Unterlagen auf den ak-
tuellen Stand gebracht sind und alle bis 30.06.2019 
anfallenden Arbeiten erledigt sind.

(2)	 Die vom Standesamt Schauenstein als Eheregister 
fortzuführenden Familienbücher werden vollständig 
und alphabetisch sortiert übergeben.

(3)	 Die Übergabe sämtlicher Unterlagen ist durch eine 
gemeinsam von der Verwaltungsgemeinschaft 
Schauenstein und der Stadt Helmbrechts zu führen-
de und zu unterschreibende Übergabeniederschrift 
entsprechend zu dokumentieren.

§ 5
Verbleib der zu Archivgut gewordenen  

Personenstandsbücher
Nach Ablauf der Fortführungsfristen werden die zu Ar-
chivgut gewordenen Personenstandsbücher sowie die 
dazugehörigen Sammelakten gegen Empfangsbekennt-
nis an die Verwaltungsgemeinschaft Schauenstein zu-
rückzugeben.

§ 6
Schlussbestimmungen

(1)	 Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform.

(2)	 Die Aufgabenübertragung bedarf nach Art. 2 Abs. 5 
AGPStG der Zustimmung des Landratsamtes Hof 
als Untere Aufsichtsbehörde (Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 AG-
PStG). 

(3)	 Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieser 
Vereinbarung berührt die rechtliche Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht. Tritt ein solcher Fall 
ein, verpflichten sich die Beteiligten, die nichtigen 
Bestimmungen durch sinngemäße gültige Bestim-
mungen zu ersetzen. Sollte sich zu irgendeinem 
Zeitpunkt herausstellen, dass diese Vereinbarung 
Lücken enthält, die weder durch Auslegung noch 
durch analoge Anwendung der Vertragsbestimmun-
gen geschlossen werden können, verpflichten sich 
die Beteiligten unter Berücksichtigung der gegensei-
tigen Interessen, eine dem Grundgedanken dieser 
Vereinbarung entsprechende Regelung zu treffen.

Helmbrechts, den 14.03.2019

Stadt Helmbrechts

S t e f a n  P ö h l m a n n
Erster Bürgermeister  

Schauenstein, den 14.03.2019

Verwaltungsgemeinschaft Schauenstein

P e t e r  G e i s e r
Gemeinschaftsvorsitzender
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